Bearbeiter: Brudermüller




Kapitel I. Anwendungsbereich und Definition

Art 1
Anwendungsbereich. 1Der Güterstand der Wahl-Zugewinngemeinschaft steht Ehegatten zur Verfügung, deren Güterrecht dem Sachrecht eines Vertragsstaates unterliegt. 2Der Inhalt dieses gemeinsamen Wahlgüterstandes ist in den Artikeln 2 bis 18 geregelt.

1
1) Der Wahl-Güterstand steht Eheg u, über LPartG 7 S 2 iVm § 1519, auch Partnern einer eingetragenen LPartnersch zur Vfg. Vgl LPartG 7 Rn 1.

2
2) Der Güterstand muss dem Sachrecht eines Vertragsstaats unterliegen. Maßg sind die Verhältn beim Wirksamwerden des Vertr (Schaal ZNotP 10, 162/3). Die Art der Herleitg ist ohne Bedeutg. Sie folgt, weil das Abk keine kollisionsrechtl Vorschr enthält, aus dem jew anwendb IPR: in Deutschland aus Art 15 I, II EGBGB, in Frankreich aus Art 4 und 5 des dort anwendb Haager Übk auf das auf ehel Güterstände anwendb Recht v 14. 3. 1978, in beiden Ländern uU auch aus der Verweisung des IPR eines Drittstaats (Denkschrift, BT-Dr 17/
5126, S 23; Jäger DNotZ 10, 804/5; Martiny ZEuP 11, 577/ 584 f). Es genügt also, dass dtsches od französ GüterR aGrd primärer Anknüpfg des dtschen od französ IPR, Rück- od Weiterverweisg od auch aGrd einer nach dem IPR zuläss Wahl der güterrechtl Ehewirkgen gilt (Schaal aaO). Damit kann der Wahlgüterstand gewählt werden von dtschen Eheg in Deutschland od Frankreich, von französ Eheg in Deutschland od Frankreich, von dtsch-französ Eheg in Deutschland od Frankreich; von ausländ Eheg mit gewöhnl Aufenth in Deutschland (Meyer FamRZ 10, 612/3; zu Ausn Süß ZErb 10, 281/2).


Art 2
Definition. 1Im Güterstand der Wahl-Zugewinngemeinschaft bleibt das Vermögen der Ehegatten getrennt. 2Zugewinn ist der Betrag, um den das Endvermögen eines Ehegatten sein Anfangsvermögen übersteigt. 3Bei Beendigung des Güterstandes ergibt sich die Zugewinnausgleichsforderung aus dem Vergleich der erzielten Zugewinne der Ehegatten.

1
Die Bestimmg übernimmt dtsche Regelgen der ZugewGemsch: Währd des Bestehens des Güterstands Gütertrenng; kein Einfluss des Güterstands auf die Begründg von Rechten u Verbindlichk; grdsätzl keine Mithaftg kr Güterstands (Ausn Art 6 I); bei Beendigg des Güterstands Ausgl des beiderseit Zugewinns in Gestalt des Überschusses des EndVerm über das AnfangsVerm.


Kapitel II. Begründung des Güterstandes

Art 3
Begründung des Güterstandes. (1) Die Ehegatten können durch Ehevertrag vereinbaren, dass die Wahl-Zugewinngemeinschaft ihr Güterstand ist.
(2) 1Der Vertrag kann vor Eingehung oder während des Bestandes der Ehe geschlossen werden. 2Der Güterstand wird mit Abschluss des Vertrages wirksam, wobei die Vorschriften über die Änderung eines bis dahin bestehenden Güterstandes unberührt bleiben. 3Er wird frühestens mit dem Tag der Eheschließung wirksam.
(3) Der Vertrag kann von Kapitel V abweichen.

1
1) Die Wahl-ZugewGemsch kann nur dch Ehevertrag vereinbart werden (I).
2
a) Der Vertr kann vor od nach der Heirat geschlossen werden (II 1) u darf nicht schon vor Inkrafttr des Abk am 1. 5. 2013 geschlossen worden sein (Art 19). 
3
b) Wird der Wahl-ZugewGemsch spätestens bei der Heirat gewählt, wird sie mit Eheschl wirks (II 3). Spätere Wahl bedeutet eine Änderung des Güterstands. Im Ggsatz zum dtschen enthält das französ Recht Einschränkgen; sie sind zu beachten (II 2). Gilt also gem EGBGB Art 15 französ GüterRStatut, kommt die Wahl der Wahl-ZugewGemsch erst nach zweijähr Geltg des bish Güterstands u ggf nur unter weiteren Voraussetzgen in Betr (CC Art 1397). Diese Beschränkgen können dch vorherigen Wechsel zum dtschen GüterRStatut umgangen werden (Schaal ZNotP 10, 162/5; Jäger DNotZ 10, 804/7; Lerch/Lerch/Junkov FuR 12, 639/640). Zur Wirkg der Vereinbg des Wahlgüterstands ggü Dritten vgl Art 5 Rn 6. 
4
c) II 2 gilt entspr für die Aufhebung der Wahl-ZugewGemsch (aA Schaal ZNotP 10, 162/6; Erman/
Heinemann Rn 4). Die Einschränkgen nach französ Recht (Rn 3) sind desh auch hier zu beachten. 
5
d) III schließt nationale Beschränkgen bei Änderungen innerh der Wahl-ZugewGemsch aus; II ist nicht anwendb (Schaal aaO). Jedoch sind die Gestaltgsmöglichk gem III auf die in Kap V geregelte Materie beschränkt (Schaal ZNotP 10, 162/6; aA Erman/Heinemann Rn 5). Dass der Vertr von Kap V abweichen kann, rechtfertigt für die and Kapitel einen Umkehrschluss. Für einen dahingehden Willen des GesetzG spricht der erläuternde Bericht, in dem aus der Möglichk der Abweichg von Kapitel V auf die Unabdingbark der Art 5 u 6 geschlossen wird (BT-Drs 17/5126 S 25).

6
2) Die Form des EheVertr ist nicht geregelt. Der Bestimmg des nach EGBGB Art 11 zur Anwendg kommden nationalen GüterR bedarf es nicht, weil in beiden Ländern dieselben Formerfordern gelten: Notarielle Beurkundg bei gleichzeit Anwesenh der Eheg (§ 1410; CC Art 1394 I).

Kapitel III. Vermögensverwaltung, -nutzung und -verfügung

Art 4
Allgemeine Bestimmungen zur Vermögensverwaltung, -nutzung und -verfügung. 1Jeder Ehegatte verwaltet und nutzt sein Vermögen allein; er verfügt allein über sein Vermögen. 2Das Recht, frei über das Vermögen zu verfügen, ist gleichwohl durch Artikel 5 beschränkt.

1
Die Vorschr zieht die Folgergen aus der dch Art 2 bestimmten Trenng der Vermögen. Der Eintritt des Wahlgüterstands lässt die Eigt- und sonst RVerhältn unberührt. Kein gemschaftl RErwerb kr Güterstands. Jeder Eheg verwaltet u nutzt sein Vermögen allein. In der VfgsMacht ist er nur dch Art 5 beschränkt. Aus den von ihm vorgenommenen RGesch wird vorbehaltl Art 6 nur er allein verpflichtet.
§ 1519 

Art 5
Verfügungsbeschränkungen. (1) 1Rechtsgeschäfte eines Ehegatten über Haushaltsgegenstände oder über Rechte, durch die die Familienwohnung sichergestellt wird, sind ohne Zustimmung des anderen Ehegatten unwirksam. 2Sie können jedoch vom anderen Ehegatten genehmigt werden.
(2) Ein Ehegatte kann gerichtlich ermächtigt werden, ein Rechtsgeschäft allein vorzunehmen, zu der die Zustimmung des anderen notwendig wäre, falls dieser zur Zustimmung außerstande ist oder sie verweigert, ohne dass Belange der Familie dies rechtfertigen.

Lit: Amann DNotZ 13, 252

1
1) Die zwingde (Art 3 II) Regelg enthält eine Ausnahme von der in Art 4 angeordneten alleinigen VfgsMacht über das eig Vermögen. RGesch über HaushGgstände od über Rechte, dch welche die FamWohnung sichergestellt ist, bedürfen der Zustimmg des and Eheg, entweder vorweg (als Zustimmg bezeichnet) od danach als Genehmigung (I). Der Schutz vor GesamtVermGesch im dtschen Recht (§ 1365) wurde nicht übernommen.

2
2) Der Begriff der Haushaltsgegenstände entspricht dem § 1568 b. Zur Familienwohnung gehören alle Räume einschließl Nebenräumen, welche die Eheg als Wohng nutzen, nicht aber Zweit- u Ferienwohngen (Amann DNotZ 13, 252/7). Nach der Interpretation der gemeins Denkschrift genügt es, dass die Eheg die Räume gemeins bewohnt od, wenn auch nicht ausgeführt, zur Ehewohng bestimmt haben (Denkschrift, BT-Drs 17/5126 S 26).

3
3) Der Zustimmgsvorbehalt erstreckt sich auf Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte. Dazu gehören die Belastg des Eigt mit dingl Rechten od es betreffde schuldrechtl Pflichten, die Verfgg über solche Rechte, die Übertragg des Besitzes, die Vermietg u die Kündigg od Aufhebg eines MietVertr. Der Antrag auf Teilgsversteigerg fällt nicht unter Art 5 (Amann DNotZ 13, 252/263).

4
4) Wirksamkeit. – a) Die Wirksamk des ohne Einwilligg („Zustimmg“) vorgenommenen RGesch hängt von der Genehmigung des and Eheg ab. And als nach dtschem Recht (§ 1367) kann auch ein einseit RGesch genehmigt werden (Jäger DNotZ 10, 804/9). Bis zur Genehmigg ist das Gesch schwebd unwirks. Nähere Regelgen über die Genehmigg fehlen. Ein Einfluss des Dritten wie im dtschen Recht (§ 1366) ist nicht vorgesehen. 
5
b) Die Einwilligg kann dch gerichtliche Ermächtigung zur Vornahme des RGesch ersetzt werden, wenn der and Eheg zur Einwilligg außerstande ist od sie ohne Rechtfertigg dch FamBelange verweigert (II); dies gilt analog für die Verweigerg der Genehmigg. Über die GüterRSache (Gesetz v 15. 3. 12 Art 4 Nr 2 iVm FamFG 261 II) entscheidet funktionell der Richter dch einen nach Maßg des FamFG 40 wirks werdden Beschl.

6
5) Das ohne Zustimmg, Genehmigg od deren Ersetzg vorgenommene RGesch ist unwirks. Einschränkgen dieses absoluten Verfügungsverbots sind nicht vorgesehen u auch dch Auslegg des Art 5 nicht erreichb. Damit entfällt jegl Schutz des RVerkehrs. § 1412 ist nicht anwendb (§ 1519 S 3; zur verbreiteten Kritik vgl insbes Braun MittBayNot 12, 89/91); damit ist auch seine Anwendg iR des EGBGB Art 16 ausgeschl (ebso Amann DNotZ 13, 252/273; aA Jäger DNotZ 10, 804/21; Erman/Heinemann Anh § 1519 Rn 10). In der Begründg des VertrGesetzes wird die Eintragg eines Verfüggsverbots für zuläss gehalten (BT Drs 17/5126 S 8).

7
6) Die Geltendmachung der Unwirksamkeit folgt dem nationalen Recht. In Deutschland ist sie vAw zu beachten, in Frankreich nur auf NichtigkKlage nach CC Art 215 III hin (BT-Drs 17/5126 S 27). In Deutschland kann der and Eheg selbst die aus der Unwirksamk sich ergebden Rechte gg den Dritten geltd machen (§ 1519 S 2 iVm § 1368).


Art 6
Geschäfte zur Führung des Haushalts (1) 1Jeder Ehegatte kann Verträge zur Führung des Haushalts und für den Bedarf der Kinder allein schließen. 2Diese Verträge verpflichten den anderen Ehegatten gesamtschuldnerisch.
(2) Wenn ein Ehegatte Zahlungsverpflichtungen eingeht, die insbesondere nach der Lebensführung der Ehegatten offensichtlich unangemessen sind, und dem Vertragspartner dies bekannt war oder er es erkennen musste, wird der andere Ehegatte abweichend von Absatz 1 nicht verpflichtet.

1
1) Regelungsumfang. Die zwingde (Art 3 II) Vorschr trifft ähnl Regelgen wie § 1357 u CC Art 220. Da jene Bestimmgen nicht speziell güterstandsrechtl Natur sind, sond den allg Ehewirkgen unterliegen, wäre ihre Anwendg neben Art 6 nicht von vornherein ausgeschl (Jäger DNotZ 10, 804/9). Es spricht jedoch mehr dafür, der Vorschr im Weg der Auslegg eine die nationalen Bestimmgen überspielde kollisionsrechtliche Bedeutung beizumessen (Begründg zum Gesetz zum Abk, BT-Dr 17/5126 S 8; Erman/Heinemann Anh § 1519 Rn 12; Weinreich aaO S 561; wohl auch Süß ZErb 10, 281/4).

2
2) I ermächtigt einen Eheg zum VertrSchluss; der and wird dadch gesamtschuldner verpflichtet, aber im Ggsatz zum dtschen Recht nicht berechtigt. Die Regelg gilt auch für Getrenntlebde; das Abk kennt keine dem § 1357 III entspr Einschränkg. Erfasst werden Vertr zur Führg des Haush u zur Deckg des Bedarfs der Kinder.

3
3) An Stelle der nach § 1357 III mögl generellen Aufhebg der Schlüsselgewalt tritt ihr Fehlen im Einzelfall (II). Aus der Eingehg von ZahlgsPfl, die, für den VertrPartner zumind erkennb, nach der Lebensführg der Eheg offensichtl unangemessen sind, wird der and Eheg nicht verpflichtet. Maßg sind die individuellen Verhältn (Denkschrift, BT-Drs 17/5126 S 28).

Kapitel IV. Beendigung des Güterstandes

Art 7

Gründe für die Beendigung des Güterstandes. Der Güterstand endet
	1.	durch Tod oder Todeserklärung eines Ehegatten
	2.	durch Wechsel des Güterstandes oder
	3.	mit Rechtskraft der Ehescheidung oder jeder anderen gerichtlichen Entscheidung, die den Güterstand beendet.

1
Drei Gründe können zur Beendigg des Güterstands der Wahl-ZugewGemsch führen:
1. Tod od TodesErkl eines Eheg (Nr 1),
2
2. Wechsel des Güterstands (Nr 2). Der Wechsel in das GüterRStatut eines Nichtvertragsstaats steht gleich (Schaal ZNotP 10, 162/8; Finger FuR 10, 481/3; aA Erman/Heinemann Anh § 1519 Rn 14). Er erfolgt dch EheVertr. Seine Voraussetzgen folgen dem gem KollisionsR auf den Güterstand anzuwendden nationalen Recht. Ist es das dtsche, ergeben sich keine Einschränkgen; nach französ ist CC Art 1397 zu beachten (vgl Art 3 Rn 3).
3
3. Die RKraft einer den Güterstand beendden Entsch (Nr 3). Darunter fallen die Ehescheidg u die Eheaufhebg nach §§ 1313 ff; in Frankreich die Trenng ohne Auflösg des Ehebandes, die UngültigErkl der Ehe bei Gutgläubigk u die vorzeit Begleichg der AusglFdg; schließl der vorzeit ZugewAusgl gem Art 18 II.


Kapitel V. Festsetzung der Zugewinnausgleichsforderung 
bei der Beendigung des Güterstandes

Abschnitt 1. Anfangsvermögen

Art 8
Zusammensetzung des Anfangsvermögens. (1) 1Anfangsvermögen ist das Vermögen jedes Ehegatten am Tag des Eintritts des Güterstandes. 2Verbindlichkeiten werden im Anfangsvermögen berücksichtigt, auch wenn sie das Aktivvermögen übersteigen.
(2) 1Vermögen, das ein Ehegatte später durch Erbschaft, Schenkung oder als Schmerzensgeld erwirbt, wird dem Anfangsvermögen hinzugerechnet. 2Die Verbindlichkeiten, die dieses Vermögen betreffen, werden beim Anfangsvermögen selbst dann berücksichtigt, wenn sie das Aktivvermögen überschreiten.
(3) Dem Anfangsvermögen werden nicht hinzugerechnet:
	1.	dessen Früchte,
		und
	2.	die Gegenstände des Anfangsvermögens, die ein Ehegatte während des Güterstands Verwandten in gerader Linie geschenkt hat.
(4) 1Die Ehegatten erstellen bei Abschluss des Ehevertrages ein Verzeichnis über ihr Anfangsvermögen. 2Es wird vermutet, dass dieses Verzeichnis richtig ist, wenn es von beiden Ehegatten unterzeichnet wurde.
(5) Ist kein Verzeichnis erstellt worden, so wird vermutet, dass kein Anfangsvermögen vorhanden ist.

1
1) Übersicht. Das AnfangsVerm ist eine Rechengröße zur Ermittlg des Zugew. Seine Höhe ergibt sich aus der Ggüberstellg der Aktiva u der Passiva (I) unter Hinzurechng des nach II privilegierten Erwerbs u Abzug des nach III Nr 2 Verschenkten. Die Bewertg erfolgt für das AnfangsVerm zum Ztpkt des Güterstandsbeginns nach Art 3 II (I 1) u für den privilegierten Erwerb zum Ztpkt des Erwerbs. Sowohl das AnfangsVerm als auch der privilegierte Erwerb können negativ sein (I, II 2). Art 8 kann dch EheVertr modifiziert werden (Art 3 III).

2
2) Das AnfangsVerm umfasst, wie nach dtschem Recht, alle rechtl geschützten Positionen von wirtschaftl Wert. Ausgenommen sind VermGgstände, die dem Versorgungsausgleich unterliegen. Dies gilt freil nur, soweit die güterrechtl Beziehgen nach EGBGB Art 15 dtschem Recht unterliegen. Ist französ Recht anzuwenden, das keinen VA kennt, gehört das AltersvorsorgeVerm zum Anfangs- u EndVerm (vgl Denkschrift, BT-Drs 17/
5126 S 8).

3
3) Dem AnfangsVerm wird der spätere Erwerb dch Erbsch, Schenkg u Schmerzensgeld hinzugerechnet (II). Die nach dtschem Recht insbes bei Schenkgen zum Zug kommde Ausn, wenn das Zugewandte zu den Einkünften zu rechnen ist (§ 1374 II), kennt das Abk nicht.
4
a) Der Erwerb dch Erbschaft entspricht dem Erwerb vTw in § 1374 II. Wie dort werden auch Vermächtn u Pflichtteil erfasst. Der nach dtschem Recht gleichgestellte Erwerb mit Rücksicht auf ein künft ErbR erfüllt idR die Tatbestandsmerkmale der Schenkg u ist damit als solche privilegiert (Krause ZFE 10, 247/8). 
5
b) Wie im dtschen Recht unterfallen Zuwendgen dch den Eheg (Schenkung, ehebedingte Zuwendung) nicht II (Schaal ZNotP 10, 162/9; Martiny ZEuP 11, 577/592; aA Erman/Heinemann Anh § 1519 Rn 15). Die tragde Erwägg, VermBestandteile dem Ausgl zu entziehen, die nicht im Zushang mit dem ehel Leben stehen, sond einem Eheg von Dritten aGrd persönl Beziehg od unter ähnl Umst zufließen (BGH FamRZ 95, 1562), trifft auch auf II einschließl des dort zusätzl privilegierten Schmerzensgeldes zu u schließt EhegZuwendgen aus. Die nicht aufgeführte, im dtschen Recht gesondert privilegierte Ausstattg erfüllt die Voraussetzg der Schenkg nach II (Krause ZFE 10, 247/8). 
6
c) Als Rente gezahltes Schmerzensgeld (zum immateriellen SchdErs näher Erger/Kaesling NZFam 14, 631) ist in einen Kapitalbetrag umzurechnen.

7
4) Ausnahmen. Nicht zum AnfangsVerm werden dessen Früchte u die aus ihm an Verwandte in gerader Linie verschenkten Ggstände gerechnet (III). 
8
a) Die Hinzurechng von Früchten (§ 99), zB Miet- u Pachtzins, liegt auch dem dtschen Recht fern. 
9
b) Der Wert von Ggständen des AnfangsVerm, die an Verwandte in gerader Linie verschenkt wurden, unterfällt nicht dem AnfangsVerm. – Surrogate werden von der AusnVorschr nicht erfasst. Dies folgt aus dem Zushang mit Art 10 II Nr 1 b. Weggegebene VermWerte, die dort dem EndVerm nicht hinzugerechnet werden können, sind auch aus dem AnfangsVerm auszusondern. Sie fallen damit insges ohne Ausn aus dem ZugewAusgl. Art 10 II Nr 1 b stellt dabei, insbes dch S 2, auf den ursprüngl Ggstd ab. Wg des Gleichlaufs mit dieser Bestimmg sind Wertsteigerungen, etwa dch Verwendgen auf den Ggstd, nur bis zur Höhe des restl AnfangsVerm aus dem AnfangsVerm auszuscheiden (vgl Art 10 Rn 4).

10
5) Dokumentation. – a) Die Eheg können ein Verzeichnis des AnfangsVerm nach Bestand, aber auch über den Wert (Denkschrift, BT-Drs 17/5126 S 30), erstellen. Die beiderseit Unterzeichng begründet die Vermutg der Richtigk (IV). Mangels eines Verzeichn wird das Fehlen von AnfangsVerm vermutet (V). Beides entspricht dtscher RLage (§ 1377). 
11
b) Die Vermutungswirkg des IV tritt unabhäng von der Form des Verzeichn ein; Privatschriftlichk genügt. –
12
c) Die Vermutg des IV hat zu widerlegen, wer sich auf die Unrichtigk des Verzeichn beruft; diejen des V, wer sich auf eig positives od negatives AnfangsVerm des Anderen beruft (zum vergleichb dtschen Recht vgl § 1374–76 Rn 19).


Art 9
Bewertung des Anfangsvermögens. (1) Das Anfangsvermögen wird wie folgt bewer-
tet:
	1.	Am Tag des Eintritts des Güterstandes vorhandene Gegenstände werden mit dem Wert angesetzt, den sie zu diesem Zeitpunkt hatten.
	2.	Nach dem Tag des Eintritts des Güterstandes erworbene Gegenstände, die nach Artikel 8 Absatz 2 dem Anfangsvermögen zuzurechnen sind, werden mit dem Wert angesetzt, den sie am Tag des Erwerbs hatten.
(2) 1Alle Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte des Anfangsvermögens mit Ausnahme des Nießbrauchs und des Wohnrechts werden jedoch mit dem Wert angesetzt, den sie am Tag der Beendigung des Güterstandes haben. 2Wurden diese Gegenstände während der Ehe veräußert oder ersetzt, so ist der Wert am Tag der Veräußerung oder Ersetzung zugrunde zu legen. 3Änderungen ihres Zustandes, die während der Ehe vorgenommen worden sind, werden bei der Bewertung des Anfangsvermögens nicht berücksichtigt.
(3) Werden die Gegenstände zu einem Zeitpunkt vor der Beendigung des Güterstandes bewertet, so ist ihr nach den Absätzen 1 und 2 bestimmter Wert von diesem Zeitpunkt an um den Betrag anzupassen, der sich aus den gemittelten Preisänderungsraten für allgemeine Verbraucherpreise der Vertragsstaaten ergibt.
(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für die Bewertung von Verbindlichkeiten.

1
1) Bewertungsgrundsätze. Das AnfangsVerm wird grdsätzl mit dem Wert zu Beginn des Güterstands, ihm nach Art 8 II hinzuzurechndes Vermögen mit dem Wert zum Ztpkt des Erwerbs angesetzt (I Nr 1, III). Dies trifft auch auf bewegl Sachen sowie den Nießbr u das WohnR zu (arg II). Für Verbindlichk gilt dasselbe (IV). Wertändergen währd der Ehe beeinflussen damit den Zugew.

2
2) Besonderheiten. – a) Für Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte, auch als Bestandteile des nach Art 8 II hinzuzurechnden Vermögens, wie auch für die darauf ruhden dingl Belastgen (IV), ist dagg der Wert am Tag der Beendigg des Güterstands maßg (II 1). Bei Güterstandsende dch EheVertr ist es der Ztpkt des VertrSchlusses (vgl aber auch Art 7 Rn 2); bei Beendigg dch gerichtl Entsch gem Art 13 der Ztpkt des Anhängigwerdens (vgl Art 13 Rn 1). Dgg ist bei Veräußerg od Ersetzg der Wert zu diesem Ztpkt zugrunde zu legen (II 2). In beiden Fällen bleiben Zustandsändergen währd der Ehe außer Betr (II 3); dazu zählt auch der Erschließgsaufwand (Schaal ZNotP 10, 162/170). Die Verschiebg des BewertgsZtpkts führt dazu, dass der and Eheg weder an der Wertsteigerg noch am Wertverlust währd der Ehe partizipiert. Hiermit sollen eheunabhängige Wertändergen im ZugewAusgl neutralisiert werden, wie zB die Wertsteigerg eines Grdst dch Erlangg der Baulandqualität. 
3
b) Ausgenommen sind, als auf Lebenszeit ausgelegte Rechte (Denkschrift, BT-Drs 17/5126 S 32), Nießbrauch und Wohnrecht (II), in analoger Anwendg auch and Rechte auf Lebenszeit (Jäger DNotZ 10, 804/
812 f). Bei ihnen verbleibt es bei der Regel der Bewertg zu Beginn des Güterstands bzw zum Ztpkt des späteren Erwerbs (Rn 1). Wertmindergen währd der Ehe verringern damit den Zugew.

4
3) Bewertungsregel. – a) Dazu enthält das Abk nur in III eine Regelg. Liegt der BewertgsZtpkt vor dem Ende des Güterstands, ist der für diesen Ztpkt ermittelte Wert an die Verändergen der allg Verbraucherpreise anzupassen (III). Dies entspricht der RLage in Deutschland. Maßg ist der Mittelwert der nationalen Preisän-
dergen. 
5
b) Das Abk enthält keine dem § 1376 IV entspr Vorschr. Das schließt nicht aus, auch ohne gesetzl Regelg diese Bewertgsregel als sachgerecht anzuwenden.

6
4) Die Regelg in Art 9 ist dispositiv (Art 3 III).


Abschnitt 2. Endvermögen

Art 10
Zusammensetzung des Endvermögens. (1) 1Das Endvermögen ist das Vermögen jedes Ehegatten am Tag der Beendigung des Güterstandes. 2Verbindlichkeiten werden im Endvermögen berücksichtigt, auch wenn sie das Aktivvermögen übersteigen.
(2) 1Dem Endvermögen wird der Wert der Gegenstände hinzugerechnet, die ein Ehegatte:
	1.	verschenkt hat, es sei denn,
	a)	die Schenkung ist nach der Lebensführung der Ehegatten angemessen oder
	b)	es wurde einem Verwandten in gerader Linie ein Gegenstand aus dem Anfangsvermögen geschenkt. Der Wertzuwachs durch Verbesserungen an einem solchen Gegenstand, der während der Dauer des Güterstands durch vom Anfangsvermögen unabhängige Mittel erzielt wurde, ist dem Endvermögen gleichwohl zuzurechnen.
	2.	in der Absicht, den anderen zu benachteiligen, veräußert hat, oder
	3.	verschwendet hat.
2Dies gilt nicht, wenn die Schenkung, Veräußerung in Benachteiligungsabsicht oder Verschwendung mehr als zehn Jahre vor der Beendigung des Güterstandes erfolgt ist oder der andere Ehegatte damit einverstanden gewesen ist.

1
1) Die dispositive Vorschr (Art 3 III) regelt die ZusSetzg des EndVerm.

2
2) Auch das Endvermögen ist eine Rechengröße zur Ermittlg des Zugew. Für den Bestand ist der Tag der Beendigg des Güterstands (Art 7) maßg (I 1), in den Fällen des Art 13 der Ztpkt des Anhängigwerdens. Erfasst werden alle rechtl geschützten Positionen von wirtschaftl Wert; zur Berücksichtigg von AltersvorsorgeVerm (vgl Art 8 Rn 2). Verbindlichk werden in voller Höhe berücksichtigt, auch wenn sie das AktivVerm übersteigen (I 2).

3
3) Illoyale Vermögensminderungen werden dem EndVerm hinzugerechnet (II). Sie können ein Ansatz für vorzeit ZugewAusgl (Art 18) sein. Die Hälfte ihres Werts erhöht die Kappgsgrenze (Art 14). Die Hinzurechng unterbleibt jedoch, wenn die VermMinderg länger als 10 Jahre, gerechnet vom Ende des Güterstands unter Berücksichtigg des Art 13, zurückliegt od der and Eheg damit einverstanden gewesen ist (II 2). Hinzuzurechnen sind:
4
a) Nach der Lebensführg der Eheg unangemessene Schenkungen (II 1 a). Schenkgen an den Eheg u ehebedingte Zuwendgen fallen nicht darunter; sie bleiben schon wg II 2 außer Betr. Auch der Wert von Schenkgen aus dem AnfangsVerm an Verwandte in gerader Linie einschließl der Wertsteigerg dch Einsatz von restl AnfangsVerm können nicht dem EndVerm zugeschlagen werden (II 1 b). Der Ggstd der Schenkg muss sich schon im AnfangsVerm od in dem nach Art 8 II hinzuzurechnden Vermögen befunden haben; für Surrogate gilt die Regelg nicht (vgl dazu Art 8 Rn 9). 
5
b) Veräußerung eines Ggstands in Benachteiligungsabsicht (II Nr 2). Diese muss, wie nach dem ähnl § 1375 II Nr 3, das leitde Motiv gewesen sein. 
6
c) Verschwendetes Vermögen (II Nr 3). Nach der Denkschrift zum Abk (BT-Drs 17/5126 S 35) kann auch die Zerstörg eines Ggstands erfasst werden.

7
4) Die Beweislast trägt, wer sich auf die Hinzurechng nach II od auf einen AusnFall des II Nr 1 a, b beruft (Erman/Heinemann Anh § 1519 Rn 25).


Art 11
Bewertung des Endvermögens. (1) Dem Endvermögen wird sowohl hinsichtlich Aktivvermögen als auch Verbindlichkeiten der Wert zugrunde gelegt, den das Vermögen bei Beendigung des Güterstandes hatte.
(2) 1Die Gegenstände nach Artikel 10 Absatz 2 werden nach ihrem Wert zum Zeitpunkt der Schenkung, Veräußerung in Benachteiligungsabsicht oder Verschwendung bewertet. 2Die Wertverbesserung nach Artikel 10 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird zum Zeitpunkt der Schenkung des Gegenstands bewertet.
(3) Die Werte nach Absatz 2 sind um den Betrag anzupassen, der sich aus den gemittelten Preisänderungsraten für allgemeine Verbraucherpreise der Vertragsstaaten ergibt.

1
Die Ggstände des EndVerm werden mit ihrem Wert bei Beendigg des Güterstands, modifiziert iFv Art 13, bemessen (I). Für die Hinzurechng nach Art 10 entscheidet der HandlgsZtpkt (II 1). Er ist auch maßg für die nach Art 10 II Nr 1 b zum EndVerm gehörden Wertsteigergen (II 2). In beiden Fällen sind die Werte an die Verändergen der Verbraucherpreise bis zur Beendigg des Güterstands anzupassen. Wie beim AnfangsVerm iFv Art 9 III ist der Mittelwert der nationalen Preisändergen maßg (III). Die Eheg können in allen Punkten abweichde Vereinbgen treffen (Art 3 III).


Abschnitt 3. Zugewinnausgleichsforderung

Art 12
Anspruch auf Zugewinnausgleich. (1) Übersteigt bei Beendigung des Güterstandes der Zugewinn des einen Ehegatten den Zugewinn des anderen, so kann der andere Ehegatte die Hälfte des Überschusses als Zugewinnausgleichsforderung verlangen.
(2) 1Die Zugewinnausgleichsforderung ist ein Geldanspruch. 2Das Gericht kann jedoch auf Antrag eines der Ehegatten anordnen, dass Gegenstände des Schuldners dem Gläubiger zum Zweck des Ausgleichs übertragen werden, wenn das der Billigkeit entspricht.
(3) Die Zugewinnausgleichsforderung ist nach Beendigung des Güterstandes vererblich und übertragbar.

1
1) Die ehevertragl Modifikation zugängl (Art 3 III) Vorschr regelt den Anspr auf ZugewAusgl.

2
2) Als ZugewAusgl kann der Eheg mit dem geringeren Zugew die Hälfte der Differenz verlangen (I). Der Zugew ist eine Rechngsgröße. Er kann nicht negativ sein, beträgt also mind 0. Verluste werden mithin nicht ausgeglichen.

3
3) And als im dtschen Recht (§ 1380) ist ein Vorausempfang nicht anzurechnen. Die dch ihn bewirkte VermVerschiebg wird desh dch den ZugewAusgl nicht voll ausgeglichen, wenn der Wert der Zuwendg den Zugew des Empfängers übersteigt (vgl § 1380 Rn 1).

4
4) Der ZugewAusgl vollzieht sich ausschließlich über Art 12. Der erbrechtliche Ausgleich (§ 1371 I) wurde nicht übernommen, kann aber nach Art 3 III vereinbart werden (Schaal ZNotP 10, 162/8). Die Belastg des Nachlasses mit dem AusglAnspr des überlebden Eheg an Stelle der Erhöhg des gesetzl Erbteils kann zur Erhöhg od Ermäßigg eines PflichtteilsAnspr führen.

5
5) Der Anspr geht auf Geldzahlung (II 1). Auf Antrag, and als nach dtschem Recht auch des AusglSchu (§ 1383), kann die Übertragung von Vermögensgegenständen des Schu auf den Gläub unter Anrechng auf die AusglFdg angeordnet werden, wenn dies der Billigk entspricht (II). Das Verfahren betrifft eine FamSache (FamFG 261 II), über die bei Anhängigk der AusglFdg der Richter u sonst der RPfleger entscheidet (Art 3 Nr 2 des Gesetzes zum Abk iVm RPflG § 25 Nr 3 c).
6
6) Die AusglFdg entsteht als sofort fällige mit der Beendigg des Güterstands; Art 13 ist nicht anzuwenden. Erst von diesem Ztpkt an ist sie vererblich und übertragbar (III). Zur Pfändbark bei Anwendg dtschen VollstrgsR vgl § 1378 Rn 3.

7
7) Das Abk enthält keine dem § 1381 od CC Art 1579 entspr Regelg zur Begrenzg od zum Ausschl der AusglFdg wg grober Unbilligkeit. Mangels jegl Hinw im Text des Abk u in der Denkschrift ist auszuschließen, dass es ihre Berücksichtigg verhindern wollte (aA Lerch/Lerch/Junkov FuR 12, 639/643). Der Rückgriff auf die genannten nationalstaatl Regelgen scheitert an deren Verdrängg dch das Abk. Andseits fehlt es mangels Anhaltspkten im Abk bereits an einer Lücke, die dch Analogie ausgefüllt werden könnte. Mögl ist nur eine RFortbildg an Hand der Erfordern der GesamtROrdng (vgl Larenz/Canaris, Methodenlehre der RWissensch, 3. Aufl 1995, S 232 ff). Diese ist von dem aus § 242 abgeleiteten Grds geprägt, dass jeder in Ausübg seiner Rechte nach Treu u Glauben zu handeln hat. Er setzt der RAusübg eine Schranke, wo sie zu untragb, mit Recht u Gerechtigk unvereinb Ergebn führt (vgl § 242 Rn 1, 2). Damit können Fälle grober Unbilligk des ZugewAusgl mit dem Ziel der Reduzierg od des Ausschl des Ausgl erfasst werden. Der Maßst ist mind so streng wie derjen des § 1381 (vgl § 1381 Rn 2).

8
8) Ein weitergehender Ausgleich wird dch Art 12 nicht ausgeschl (Denkschrift BT-Drs 17/5126 S 37; 
Erman/Heinemann Anh § 1519 Rn 33). Anspr aus ehebedingter Zuwendg u famrechtl KooperationsVertr sind bei Anwendg dtschen GüterRStatuts mögl.


Art 13
Berechnungszeitpunkte in Sonderfällen. Wird die Ehe geschieden oder der Güterstand durch eine andere gerichtliche Entscheidung aufgelöst, bestimmt sich die Zugewinnausgleichsforderung nach Zusammensetzung und Wert des Vermögens der Ehegatten zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags bei Gericht.

1
Soweit der Ztpkt der Beendigg des Güterstands für die Berechng des ZugewAusgl von Bedeutg ist, verlegt ihn der dispositive (Art 3 III) Art 13 für eine Fallgruppe auf den Ztpkt des Eingangs des verfahrenseinleitenden Antrags. Zur Anwendg kommt er, wenn der Güterstand dch Scheidg od eine and gerichtl Entsch, zB die Aufhebg der Ehe od den vorzeit ZugewAusgl, endet. Dieser Stichtag entscheidet über ZusSetzung u Wert des AnfangsVerm iFd Art 9 II 1, III u stets des EndVerm, außer iFd Art 11 II, sowie über die Berechng der Kappgsgrenze nach Art 14. Die für diesen Ztpkt errechnete ZugewAusglFdg wird von späteren VermÄndergen nicht mehr berührt.


Art 14
Begrenzung der Zugewinnausgleichsforderung. 1Die Zugewinnausgleichsforderung wird auf den halben Wert des Vermögens des Ausgleichspflichtigen begrenzt, das nach Abzug der Verbindlichkeiten zu dem Zeitpunkt, der für die Feststellung der Höhe der Zugewinnausgleichsforderung maßgebend ist, vorhanden ist. 2Die Begrenzung der Zugewinnausgleichsforderung erhöht sich in den Fällen des Artikel 10 Absatz 2 mit Ausnahme von Nummer 1 Buchstabe b um die Hälfte des dem Endvermögen hinzuzurechnenden Betrages.

1
1) Die Vorschr regelt die sog Kappungsgrenze. Sie verhindert die völlige Aufzehrg des EndVerm dch die AusglFdg, wenn der Zugew ganz od teilw dch den Ausgl negativen AnfangsVerm erzielt wurde. Die AusglFdg ist auf den halben Wert des Vermögens bei Beendigg des Güterstands bzw bei Anhängigk der in Art 13 genannten Verfahren begrenzt (S 1). Die Grenze erhöht sich um den halben Wert der dem EndVerm gem Art 10 II hinzuzurechnden illoyalen VermMindergen (S 2).

2
2) Die Regelg ist gem Art 3 III dch EheVertr abdingbar (Denkschrift, BT-Dry 17/5126 S 37; aA Schaal ZNotP 10, 162/172). Ihr Zweck ist der Schutz des Eheg, nicht auch dessen Gläub.


Kapitel VI. Sonstiges

Art 15
Verjährung. Der Anspruch auf Zugewinnausgleich verjährt in drei Jahren; die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Ehegatte von der Beendigung des Güterstandes erfährt, spätestens jedoch zehn Jahre nach der Beendigung des Güterstandes.

1
1) Die gem Art 3 III nicht dch EheVertr modifizierb (Schaal ZNotP 10, 162/172) Regelg sieht 2 Fristen vor.

2
2) Der ZugewAusglAnspr verjährt in drei Jahren.
[bookmark: _GoBack]a) And als nach dtschem Recht beginnt die Frist nicht mit der Beendigg des Güterstands, sond mit der Erlangg deren Kenntnis. Die RLage gleicht insow dem bis 31. 12. 09 geltden § 1378 IV 1. Die zum Tatbestandsmerkmal der Kenntniserlangung ergangene Rspr kann zur Auslegg des Art 15 herangezogen werden (vgl dazu 68. Aufl § 1378 Rn 11). Danach ist neben der positiven Kenntn der die Beendigg begründenden Tats erfdl, dass diese Tats in ihrer rechtl Bedeutg erkannt worden sind; iFd Ehescheidg muss der Eheg positiv von der Scheidg als der die Beendigg des Güterstands begründden Tats einschließl der RKraft des ScheidgsBeschl gewusst haben (BGH FamRZ 97, 804, auch zur Zurechng der Kenntn des VerfBevollmächtigten). 
3
b) (Ablauf-)Hemmung und Neubeginn der VerjFrist sind nicht geregelt. Ergänzd gelten iF dtschen 
GüterRStatuts die dtschen VerjVorschr (Schaal ZNotP 10, 162/171).

4
3) Die Verj tritt spätestens 10 Jahre nach der Beendigg des Güterstands, ohne Rücksicht auf deren Kenntnis, ein (Denkschrift, BT-Drs 5126 S 38). Der abweichde, die Frist auf die Kenntniserlangung beziehde Wortlaut der dtschen Fassg beruht auf einem Übersetzgsfehler (vgl die korrekte französ Fassg).


Art 16
Auskunftspflicht, Verzeichnis. (1) 1Nach Beendigung des Güterstandes ist jeder Ehegatte verpflichtet, dem anderen Ehegatten über den Bestand seines Anfangs- und Endvermögens Auskunft zu erteilen. 2Auf Verlangen sind Belege vorzulegen. 3Jeder Ehegatte kann die Vorlage eines vollständigen und richtigen Verzeichnisses verlangen. 4Bei dessen Erstellung ist er auf sein Verlangen hinzuzuziehen. 5Er kann außerdem verlangen, dass das Verzeichnis auf seine Kosten durch einen Notar aufgenommen wird.
(2) Absatz 1 gilt auch, sobald eine Ehegatte die Auflösung der Ehe oder den vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns beantragt hat.
1
1) Die in Art 16 geregelten Informationsansprüche stehen beiden Eheg offen. Sie entstehen mit der Beendigg des Güterstands, bei Auflösg der Ehe u dem vorzeit ZugewAusgl mit Anhängigk des entspr Antrags. Die Regelgen sind zwingend. Der aus Art 3 III folgde Umkehrschluss (vgl § 3 Rn 5) ist jedoch nur zG des dch Art 16 geschützten AuskGläub gerechtfertigt. Dagg können weitere AuskAnspr, wie zB im dtschen Recht über das Vermögen bei Trenng (§ 1379 I Nr 1, II), dch EheVertr vereinbart werden.

2
2) Verlangt werden kann:
a) Ausk über den Bestand des Anfangs- u EndVerm (I 1), nicht über dessen Wert (vgl Mecke AcP 211 (2011), 886/Fn 110). Sie umfasst auch nicht die Ausk über privilegierten Erwerb (Art 8 II) u illoyale VermMindergen (Art 10 II). Sie können aber, jedenf bei Anwendg dtschen GüterR, nach § 242 verlangt werden (Braun BayNot 12, 89/94; vgl auch Mecke aaO S 913). Die RLage entspricht insow dem bis 31. 8. 09 geltden dtschen ZugewAusglR. 
3
b) Die Vorlage eines richtigen u vollständ Verzeichnisses (I 3). Im Ggsatz zum dtschen Recht (§ 260) wird sie nicht als notw Bestandteil der Ausk behandelt, sond ist gesondert zu verlangen. Der AuskGläub kann seine Hinzuziehg (I 4) u auf seine Kosten die Aufnahme des Verzeichn dch einen Notar (I 5) beanspruchen. 
4
c) Die Vorlage von Belegen über den Bestand des Anfangs- u EndVerm (I 2), nicht aber über privilegierten Erwerb u illoyale VermMindergen.

5
3) Vollstreckt werden die Anspr nach ZPO 888 (iVm FamFG 120 I).


Art 17
Stundung. (1) Das Gericht kann auf Antrag dem Schuldner die Zugewinnausgleichsforderung stunden, wenn die sofortige Zahlung für den Schuldner eine unbillige Härte wäre, insbesondere wenn sie ihn zur Aufgabe eines Gegenstandes zwingen würde, der seine wirtschaftliche Lebensgrundlage bildet.
(2) Eine gestundete Forderung ist zu verzinsen.
(3) Das Gericht kann auf Antrag des Gläubigers anordnen, dass der Schuldner für eine gestundete Forderung Sicherheit leistet; über Art und Umfang der Sicherheitsleistung entscheidet das Gericht nach billigem Ermessen.

1
1) Die Vorschr regelt die vorübergehde Unbilligk des ZugewAusgl.

2
2) Die ZugewAusglFdg wird mit ihrer Entstehg fäll (Art 12 Rn 6). Wenn die sofortige Zahlg den AusglPflichtigen unbillig belasten würde, kann er Stundg verlangen (I 1). Dies kommt insbes in Betr, wenn die Erfüllg des Anspr den Schu zur Aufgabe eines Ggstands zwingen würde, der seine wirtschaftl Grdlage bildet (I 2), zB wenn ein gewerbl genutztes Grdst den einz VermGstand ausmacht (Denkschrift, BT-Drs 17/5126 S 38). Voraussetzg ist aber stets, dass die Belastung vorübergehend, eine Verbesserg der Lage also zu erwarten ist.

3
3) Die gestundete Fdg ist zu verzinsen (II). Der Zinssatz richtet sich nach §§ 246, 247, 288 I 2 (Begründg zum VertrGesetz, Denkschrift, BT-Drs 17/5126 S 8).

4
4) Auf Antrag des Gläub kann die Leistg einer Sicherheit angeordnet werden, deren Art u Umfang das Gericht nach billigem Ermessen bestimmt (III).

5
5) Zur funktionellen Zuständigkeit vgl Art 12 Rn 5.


Art 18
Vorzeitiger Zugewinnausgleich. (1) 1Wenn ein Ehegatte sein Vermögen so verwaltet, dass er dadurch die Rechte des anderen bei der Berechnung der Zugewinnausgleichsforderung beeinträchtigt, kann der andere Ehegatte vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns verlangen. 2Dies gilt insbesondere in den Fällen, die zu der fiktiven Hinzurechnung nach Artikel 10 Absatz 2 führen.
(2) Mit Rechtskraft der Entscheidung, durch die dem Antrag stattgegeben wird, gilt für die Ehegatten Gütertrennung.

1
1) Der vorzeitige Zugewinnausgleich löst die vermögensmäß Verklammerg der verheiratet bleibden Eheg. Er führt ab RKraft der Entsch zur Gütertrenng (II) u zur Entstehg des ZugewAusglAnspr, ab Anhängigk des Verfahrens zum Stichtag für ZusSetzg u Wert des Vermögens (Art 13) u Berechng der AusglFdg (Art 13, 14).

2
2) Vorzeit ZugewAusgl kann verlangt werden, wenn ein Eheg sein Vermögen in einer die Rechte des and bei der Berechng des ZugewinnAusglAnspr beeinträchtigder Weise verwaltet (I 1); dies gilt insbes für illoyale VermMindergen (I 2). And als nach dtschem Recht (§ 1385 Nr 2) genügt die drohde Beeinträchtigg nicht (Krause ZFE 10, 247/250; Schaal ZNotP 10, 162/171; aA Steer notar 10, 119/123). Die AntrBerechtigg ist unabhäng vom späteren ZugewAusgl; sie steht auch dem voraussichtl AusglPflichtigen zu.

3
3) Art 18 ist dch EheVertr erweiterbar, aber nicht einschränkb (vgl Art 16 Rn 1 zur ähnl Lage; vgl §§ 1385, 1386 Rn 3 zum dtschen Recht).

4
4) Art 18 regelt, wie §§ 1385, 1386 aF, nur den Gestaltungsantrag. Dessen Ziel ist die Gütertrenng. Der Antrag kann nicht im Scheidgsverbund gestellt werden. Zur – zuläss – Verbindg mit dem Antrag auf Zahlg des ZugewAusgl vgl §§ 1385, 1386 Rn 9. Sicherg des Anspr in Deutschland dch Arrest (Denkschrift, BT-Drs 17/
5126 S 39).


Kapitel VII. Schlussbestimmungen

Art 19
Zeitliche Anwendung. Dieses Abkommen findet auf die Eheverträge Anwendung, die die Ehegatten nach seinem Inkrafttreten geschlossen haben.

1
Das Abk gilt nur für die ab Inkrafttr am 1. 5. 13 geschlossenen EheVertr. Ehevertragl mögl Modifiziergen des Güterstands (Art 3 III) können Zeiten vor dem 1. 5. 13 betreffen (Erman/Heinemann Anh § 1519 Rn 39), zB den Stichtag für das AnfangsVerm. 
Art 20

Ratifikation und Inkrafttreten. (1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der dem Austausch der Ratifikationsurkunden folgt.
(3) 1Dieses Abkommen gilt zunächst für zehn Jahre. 2Nach Ablauf dieser zehn Jahre wird es stillschweigend auf unbestimmte Zeit verlängert.
(4) 1Dieses Abkommen kann frühestens zehn Jahre nach seinem Inkrafttreten durch einen Vertragsstaat gekündigt werden. 2Das Abkommen tritt am ersten Tag des dreizehnten Monats außer Kraft, der dem Tag des Eingangs der Notifikation beim anderen Vertragsstaat folgt.

1
Das Abk ist am 1. 5. 13 in Kraft getreten (BGBl II, S 431). Es gilt für unbegrenzte Zeit. Nach Ablauf von zehn Jahren kann es von einem VertrStaat mit Wirkg ab dem in IV genannten Ztpkt gekündigt werden. Kündigt Deutschland, endet der Güterstand; die rechtl Folgen sind noch zu regeln; kündigt Frankreich, bleibt der Güterstand als nur noch dtscher erhalten (Begründg zum VertrGesetz, BT-Drs 17/5126 S 9; aA wohl Lerch/Lerch/
Junkov FuR 12, 639).


Art 21–23
betreffen Beitritt, Sprachen des Übereinkommens, Registrierung 
(keine Kommentierung).


